Rede zu den Betriebsversammlungen/Aktionen in der Weiterbildungsbranche am 6. Dezember 2004 

Motto
Liebe Kolleginnen und Kollegen,

wenn ich eure erwartungsvollen Gesichter betrachte, frage ich mich: Womit soll meine Rede überhaupt beginnen. Der Anfang ist ja immer das Schwerste!

Samuel Goldwyn, einer der Gründungsväter Hollywoods, kannte das Problem. Er hat seinen Drehbuchautoren empfohlen: „Mit einem Erdbeben beginnen und dann langsam steigern.“

Dieses Drehbuch hatte sicherlich auch der Gesetzgeber und die Bundesagentur für Arbeit vor Augen als es um die Rahmenbedingungen und die Situation in der beruflichen Weiterbildung ging. Und doch glaube ich, dass unsere Branche durchaus eine Perspektive hat.

Darum sind wir auch am heutigen Montag einer Initiative von ver.di, der GEW und Betriebsräten aus unserer Branche Weiterbildung nachgekommen. Öffentlichkeitswirksam werden in fast allen Teilen Deutschlands unter dem Motto „Weiterbildung sichern – Perspektiven schaffen“ im Moment Betriebsversammlungen und/oder andere Aktionen zur Situation in der beruflichen Weiterbildung durchgeführt. 

Nach Angaben von ver.di und GEW nehmen ca. Fünftausend Kolleginnen und Kollegen daran teil. Wir haben unter anderem Betriebsversammlungen in Einrichtungen beim Internationalen Bund, der Deutschen Angestellten-Akademie, dem Berufsfortbildungswerk des DGB, der Volkshochschulgruppe, der Grone Schule, Rackow Schule, Jugendbildung Hamburg, beim BFZ Bayern. Veranstaltungen sind in Ahlen, Berlin, Bochum, Erfurt, Erkrath, Frankfurt am Main, Frechen, Gardelegen, Gelsenkirchen, Hamburg, Heidelberg, Herne, Karlsruhe, Kiel, Mannheim, München, Neuruppin, Rostock, Remscheid, Saarbrücken und Stuttgart!

Kolleginnen und Kollegen,

das kann sich sehen lassen. 

Klar ist: Wir werden uns auch weiter für die Sicherung dieses Instruments der aktiven Arbeitsmarktpolitik einsetzen! 



Dramatischer Rückgang bei beruflicher Weiterbildung
Die neuen Zahlen der BA belegen einen weiteren dramatischen Rückgang der Förderung von beruflicher Weiterbildung.

Im Oktober waren 166.300 Teilnehmer und Teilnehmerinnen in Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung. Das waren 31,4 Prozent weniger als vor einem Jahr. Seit Jahresanfang traten 167.470 Personen in solche Maßnahmen. Das bedeutet einen Rückgang von 24 Prozent. Damit sind seit Anfang 2003 die Maßnahmen halbiert worden.

Seit Jahresanfang haben im Vergleich zum Vorjahreszeitraum 18 Prozent mehr Menschen eine Trainingsmaßnahme aufgenommen und zwar insgesamt 108.400. 



Bedeutung der beruflichen Weiterbildung
Dabei darf die Bedeutung der beruflichen Weiterbildung nicht in Frage gestellt werden. Die Notwendigkeit ergibt sich insbesondere aus

· der Förderung der individuellen Beschäftigungsfähigkeit, um Fit für die sich wandelnden Arbeitsmärkte zu sein; 

· einer erforderlichen Erhöhung des Wirtschaftswachstums und damit einer Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit, um so die Innovationskraft der Wirtschaft und die Qualifikation der Beschäftigten zu stärken; 

· der Sicherung der sozialen Integration und Teilhabe  um den gesellschaftlichen Zusammenhalt und die heute stärkere Eigenverantwortung des Einzelnen zu ermöglichen.

Auch wenn Weiterbildung nicht die Arbeitslosigkeit beseitigen kann. Für den Einzelnen mindert sie aber die Risiken am Arbeitsmarkt. 35 Prozent der Arbeitslosen haben keine abgeschlossene Berufsausbildung. Das Risiko, langzeitarbeitslos zu werden, steigt ohne berufliche Qualifikation. 

Wer einmal als Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerin den Anschluss verliert, für den ist es in besonderem Maße schwierig, wieder ins Erwerbsleben einzusteigen. Ein besonderes Problem für Frauen, die nach einer längeren Familienpause den Wiedereinstieg in das Berufsleben suchen.

Dem Arbeitsmarkt stehen Veränderungen bevor, deren Dimension wir uns nur schwer vorstellen können. Bei mangelnden Investitionen in Weiterbildung erhöht sich auch das Risiko der Unternehmen, offene Stellen nicht besetzen zu können. In Deutschland bleiben im Durchschnitt 13 Prozent der offenen Stellen frei. In mittelständischen Unternehmen schon jetzt jede sechste , in Großunternehmen jede zehnte Stelle.

Auch wenn der Fachkräftemangel konjunkturzyklisch schwankt, wird deutlich, dass mangelnde Investition in Bildung schnell zu einem wirtschaftlichen Bumerang werden kann.



Vergleich zu anderen Ländern
Im Vergleich zu den Hauptwettbewerbsländern ist Deutschland die Teilnahme an Weiterbildung unterdurchschnittlich. Die OECD hat errechnet, das Deutschland unter den 15 EU-Ländern auf Platz 10 liegt. An der Spitze lagen die skandinavischen Ländern, Großbritannien und Frankreich. Bei Einbeziehung weiterer europäischer und überseeischer Länder liegt Deutschland auf Platz 16 von 24.

Sonntagsreden
Kolleginnen und Kollegen,

diese Erkenntnisse sind nicht neu. Aber auch in der Weiterbildungspolitik gibt es offensichtlich den Unterschied zwischen den am Sonntag propagierten politischen Forderungen und der am Montag praktizierten Praxis. 

Der Rotstift regiert überall. 

In der Weiterbildung  sind die Kürzungen aber weit massiver und treffen Menschen, die ohnehin benachteiligt sind.



Bildungsgutscheine
Mit den Änderungen des SGB III und SGB II hat die Diskussion um Perspektiven der Weiterbildung eine neue Problemlage geschaffen Die Prioritäten werden von langfristig angelegter Kompetenzentwicklung hin zu kurzfristigen Wiedereingliederungseffekten verschoben.

Ein zentrales Instrument in der Umsteuerung der aktiven Arbeitsmarktpolitik ist der Bildungsgutschein. In der Begründung des Gesetzes heißt es, es werden „die Entscheidungs- und Wahlrechte der Arbeitnehmer deutlich gestärkt.“ Als „education voucher“ ist der Bildungsgutschein in den fünfziger Jahren von Milton Friedman, einem der Väter des Neoliberalismus, als individualistische Alternative zu einer staatlichen Finanzierung von Bildung ins Spiel gebracht worden war. 

Jeder fünfte Bildungsgutschein wird nach Angaben der BA nicht eingelöst. Mit den Erwerbslosen ist ausgerechnet die schwächste Gruppe von Weiterbildungsnachfragern zu Versuchskaninchen für ein neues Finanzmodell gemacht, das m. E. angesichts der Intransparenz der Entscheidungsmöglichkeiten scheitern muss. Die Geschäftspolitik der Agenturen verschärft die Probleme. Vielfach werden Weiterbildungsmaßnahmen nur dann genehmigt, wenn der Weiterbildung ein konkreter Arbeitsplatz gegenübersteht. Arbeitslose werden sogar aufgefordert, Bestätigungen von Arbeitgebern beizubringen, dass ihnen eine bestimmte Qualifikation fehlt und sie nach Erlangung der Qualifikation auf einen Arbeitsplatz hoffen können. 

Darüber hinaus sind die Arbeitsagenturen angewiesen worden, nur noch Maßnahmen zu genehmigen, bei denen eine bestimmte Integrationsquote erreicht wird. Anfangs wurden 70 Prozent gefordert. Diese willkürlich gesetzte Verbleibsquote entzieht pauschal und ohne Berücksichtigung von spezifischen Problemen von Älteren, behinderten Erwerbslosen, Langzeitarbeitslosen, Migranten und regionalen Besonderheiten den notwendigen Bildungsmaßnahmen die Grundlage.



Bildungsgutscheine kein Steuerungsinstrument
Kolleginnen und Kollegen,

wir alle haben die Erfahrung gemacht, dass die Bildungsgutscheine als Steuerungsinstrument für individuelle und gesellschaftlich wünschenswerte Weiterbildung nicht tauglich sind! 

Das Gutscheinverfahren muss noch einmal grundsätzlich überprüft werden!

Die Förderung beruflicher Weiterbildung sei ein Milliardengrab – so die medienunterstützte Stimmung in Deutschland. Wir werten eine Verbleibsquote von über 52 Prozent angesichts der steigenden Massenarbeitslosigkeit als durchaus positiv ! 

Im übrigen: Der Nachweis besserer Alternativen wurde bislang nicht geführt!



Haushalt
Im Eingliederungstitel der BA stehen für dieses Jahr 10,2 Mrd. Euro für Leistungen der aktiven Arbeitsförderung nach dem SGB III zur Verfügung. . Allein in den ersten drei Quartalen sind die Ausgaben um fast eine Milliarde unter dem Soll zurückgeblieben. Voraussichtlich werden bis Jahresende ca. 1,5 Mrd. Euro nicht ausgegeben, die auch 

für die berufliche Weiterbildung zur Verfügung standen. Die BA hat offensichtlich das geschäftspolitische Ziel verfolgt, die Haushaltsmittel für die aktive Arbeitsmarktpolitik, die ja seit Jahren gesenkt werden, nicht auszuschöpfen. 

So werden Erwerbslosen Chancen und Perspektiven genommen. So wird die berufliche Weiterbildung fiskalischen Grundsätzen unterworfen. 



Aussteuerungsbetrag
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

Nach dem Hartz IV Gesetz ist die Bundesagentur verpflichtet, dem Bund jedes Vierteljahr einen sogenannten Aussteuerungsbetrag für jeden Arbeitslosen zu zahlen, der in den vorangegangenen drei Monaten vom beitragsfinanzierten Arbeitslosengeld I in die Fürsorgeleistung Arbeitslosengeld II abgerutscht ist. Der Betrag entspricht der Jahressumme aus dem durchschnittlichen Arbeitslosengeld II, dem Sozialgeld für die Angehörigen und den Beiträgen zur Sozialversicherung, d.h. einer Summe von 10 000 Euro für jeden Arbeitslosen. Vor allem aus diesen Mitteln werden die Eingliederungsmaßnahmen nach § 16 SGB II für ALG II Empfänger finanziert.

Der  Aussteuerungsbetrag soll  den Arbeitsagenturen einen Anreiz  geben, von Langzeitarbeitslosigkeit bedrohte Empfänger von Arbeitslosengeld schnell zu vermitteln. Bewirkt  hat der Gesetzgeber genau das Gegenteil: Die Arbeitsagenturen werden nur die Arbeitslosen in Weiterbildungsmaßnahmen schicken, bei  denen  sie von einer schnellen Vermittlung überzeugt sind. Ansonsten würde die BA eine Maßnahme bezahlen und anchlißend  für ihn ALG II – den Aussteuerungsbetrag - zahlen. 

Wir befürchten alleine durch diese falsche gesetzliche Weichestellung einen weiteren Rückgang von Maßnahmen für ALG I Empfänger.

Hinzu kommt, dass nach den Haushaltsansätzen der Bund im kommenden Jahr eine Zahlung aus den Beitragseinnahmen der Bundesagentur in Höhe von 6,7 Milliarden Euro leisten muss. Gleichzeitig wird der Bundeszuschuss an die BA gekürzt. Sowohl die Zahlung des Aussteuerungsbetrages durch die BA als auch die Kürzung des Bundeszuschusses an die BA gehen zu Lasten des Eingliederungstitels für ALG I Empfänger. Gleichzeitig gehen Weiterbildungszusagen aus diesem Jahr in Höhe von 2,9 Mrd. Euro zu Lasten der möglichen Ausgaben für neue Arbeitslose. 

Damit werden im nächsten Jahr für Neueintritte in Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung nur noch ca. 1,5 Mrd. Euro zur Verfügung stehen. 

Im Verwaltungsrat der BA konnte durch die Gewerkschaftsvertreter am 12. November durchgesetzt werden, dass im Falle des nicht Ausschöpfens des Aussteuerungsbetrages 50 Prozent des eingesparten Geldes dem Eingliederungstitel für ALG I Empfänger zur Verfügung gestellt wird. Die BA hat inzwischen angekündigt, erstmalig am 15. Mai 2005 , wenn die zweite Rate des Aussteuerungsbetrages fällig ist, eine erste Schätzung vorzunehmen. Wenig genug, aber immerhin ein kleiner Erfolg!

Wir lehnen den Aussteuerungsbetrag ab. Es werden Beitragsmittel statt Steuergelder zur Finanzierung von Fürsorgeleistungen herangezogen!

Wir fordern eine Korrektur des Hartz IV-Gesetzes mit dem Ziel der Abschaffung des Aussteuerungsbeitrags!

Kurzfristig müssen wir darauf dringen, dass 

· die Qualifizierungskosten, die die Arbeitsagenturen für Arbeitslosengeld-I-Empfänger aufwenden, auf den Aussteuerungsbetrag angerechnet werden;

· die Kosten  der Weiterbildungsmaßnahmen von Arbeitslosenhilfe-Empfängern, die 2005 weiterlaufen, von den gebildeten örtlichen Arbeitsgemeinschaften bzw. den Kommunen, die optioniert haben, übernommen und nicht von den Arbeitsagenturen getragen werden;



Ausschreibungen
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

im Rahmen ihrer „Einkaufspolitik“ ist die BA in den letzten Jahren dazu übergegangen Arbeitsmarktdienstleistungen auszuschreiben. Durch das Hartz II Gesetz ist dies in den §§ 37 c (Personalserviceagenturen) und 421i (Eingliederungsmaßnahmen durch Dritte) seit dem 1. Januar 2003 auch ausdrücklich vorgesehen. 

Wir erinnern uns, dass es im Oktober 2003 für Trainings- und Eingliederungsmaßnahmen zu Ausschreibungen im großen Umfang kam. Sie sorgten für heftigste Kritik bei Trägern, Gewerkschaften und Politik wegen zu großer Loszuschnitte und Zuschlägen für Billigstanbieter. Anfang April 2004 folgte eine bundesweite Ausschreibung für ca. 72.000 BVB-Plätze (Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen) in rund 1200 Losen. 

Erste Auswertungen der BVB Ausschreibungsverfahren zeigen, dass es zu einer Umstrukturierung dieses Teils der Trägerlandschaft kommt. Die Entscheidungen der regionalen Einkaufszentren der BA werden in vielen Fällen als nicht transparent bezeichnet. 

Begünstigt werden Billiganbieter Lohndumping wird gefördert! 

Aufgrund einer ver.di Abfrage zu den BvB Ergebnissen gehen wir von einem 30 - 40prozentigen bundesweiten Trägerwechsel aus. 

Die bisherigen Ausschreibungen der BA zeigen, dass die Prinzipien des Vergaberechts nicht auf Arbeitsmarktdienstleistungen anwendbar sind. Was nach Haushaltsregelungen zunächst ökonomisch sinnvoll scheint, ist gesamtwirtschaftlich und gesamtgesellschaftlich muss nicht unbedingt sinnvoll . 

Arbeitsmarktdienstleistungen sind nicht mobil und können nicht heute hier und morgen dort ab- und aufgebaut werden. Unberücksichtigt in diesem Verfahren bleibt, dass die Weiterbildung ihre Qualität im Wesentlichen durch das Wissen und das Engagement des beauftragten Lehrpersonals entwickelt. Das Lehrpersonal, das Know-how der Weiterbildungsträger, die Erfahrung und die didaktische Konzeption sind entscheidend für die Qualität der Maßnahme. Anstatt dieses Gut zu pflegen, wird durch den ruinösen  Wettbewerb des Ausschreibungsverfahrens genau das Gegenteil erreicht. Infrastrukturen werden auf Dauer zerstört!

Der Gesetzgeber plant, das Ausschreibungs- und Vergaberecht in dieser Legislaturperiode zu novellieren. Gemeinsam mit dem DGB fordern wir spezifische Regelungen für Arbeitsmarktdienstleistungen, die zum Beispiel

· Qualitätsstandards berücksichtigen;

· soziale und tarifliche Anforderungen prüfen;

· wirtschaftliche und fachliche Mindestanforderungen für Träger beinhalten;

· stärkere Rechte der Teilnehmenden aufnehmen. 



Auswirkungen auf Beschäftigte
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

die Auswirkungen der rot-grünen Kahlschläge und der Geschäftspolitik im Weiterbildungssektor trifft nicht nur die Arbeitslosen, sondern auch die Weiterbildungsträger und deren Beschäftigten. Je höher der Anteil der SGB III Maßnahmen am Umsatz, um so größer der finanzielle Druck auf den einzelnen Bildungsträger. Kurzfristig versuchen die betroffenen Bildungsträger die Personalkosten zu reduzieren. ; Insbesondere bei Neueinstellungen werden inzwischen Gehälter gezaht, die nicht mehr existenzsichernd sind. Wir haben es mit einer Lohnspirale nach unten zu tun.

Gleichzeitig kommt es zu Schließungen von Niederlassungen und dem Abbau von Arbeitsplätzen. Nach einer Untersuchung von ver.di aus dem Oktober diesen Jahres sind in nur 18 Monaten in zwölf Unternehmen von 7700 Arbeitsplätzen ca. 2800 abgebaut worden - das sind etwa 35 Prozent. Wir befürchten  im kommenden Jahr einen weiteren Abbau, so dass nach drei Jahren Hartz-Reform diese Unternehmen mehr als die Hälfte der Arbeitsplätze abgebaut haben. 

 Auf die Branche hochgerechnet,  sind bereits jetzt bundesweit etwa 30.000 Arbeitsplätze verloren gegangen. Ende 2005 werden wir ca. 40.000 bis 45 000 Arbeitsplätze weniger haben .

Parallel erfolgt eine Veränderung der Struktur der Belegschaft. Pädagogische Mitarbeiter in einem Normalarbeitsverhältnis bilden nur  die Ausnahme,  die Honorararbeit nimmt weiter zu.



Tarifvertrag


Festzustellen ist aber auch, dass die einzelnen Träger höchst unterschiedlich auf die krisenhaften Rahmenbedingungen reagieren.

Wenige sind, zumindest nach hartnäckigen Verhandlungen der Gewerkschaften, bereit, die Einschnitte für die Beschäftigten auf das absolut notwendige Maß zu beschränken.

Die Mehrheit hingegen will die gegenwärtige Krise in der Weiterbildung nutzen, um den lohnpolitischen Kahlschlag zu verwirklichen.

Dagegen wehren wir uns!



Achtung: Diesen Baustein nur verwenden, wo auch Mitglieder des IB an der Veranstaltung teilnehmen
Ein Negativbeispiel par excellence in dieser Hinsicht ist der Internationale Bund. Die Geschäftsführung des IB agiert derzeitig in Wildlust-Manier.

Sie hat den TV Weihnachtsgratifikation und die Entgelttarifverträge mit dem erklärten Ziel gekündigt, die Personallisten um 20 Prozent zu senken. Gleichzeitig praktiziert sie Ausgründungen in ihre Billigtochter in einem beträchtlichen Umfang. Und last not least hat sie beschlossen, bei Neueinstellungen und für alle neuen Verträge nach Auslaufen der Befristung die Entgelttabellenwerte um 17 Prozent zu senken. Und dies bei einer einheitlichen Wochenarbeitszeit von 40 Std. in West und Ost.

Das dürfen wir uns und das werden wir uns nicht gefallen lassen.

Schluss
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

mit dem Kriterium der unmittelbaren Wirkung auf den Arbeitsmarkt und dem Dogma der Wirtschaftlichkeit ist das kurzfristige Kosten-Nutzen-Denken – Geiz ist geil! -  auch in die Arbeitsmarktpolitik eingeführt. Aber nicht alles, was betriebswirtschaftlich sinnvoll, ist es auch unter gesellschaftlichen Ansprüchen und Kriterien!

Es ist inzwischen Allgemeinwissen, dass lebenslanges Lernen im Zeitalter der Globalisierung zur Wettbewerbsfähigkeit von Menschen, Unternehmen und Volkswirtschaften beiträgt. Die Expertenkommission „Finanzierung Lebenslangen Lernen“ spricht sich für eine finanzielle Förderung und Transparenz der Weiterbildung aus. Wir brauchen eine Weiterbildungspolitik, die sich nicht an kurzfristig, sondern an längerfristig angelegten Kriterien orientiert!

Wir brauchen eine Weiterbildungspolitik, die sich durch fundierte fachliche und soziale Qualifikationen auszeichnet. 

Lasst uns weiter aktiv unter dem Motto „Weiterbildung sichern – Perspektiven schaffen“ in Richtung Bundesagentur, Politik, Erwerbslosenorganisationen und Sozialverbänden sein! 

Für eure Aufmerksamkeit bedanke ich mich.
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